
 
 
 

Das Finanzgericht Hamburg machte noch einmal deutlich, dass grund-
sätzlich der geldwerte Vorteil für die Privatnutzung nach der 
sog. 1 %-Regelung zu bewerten ist. Eine abweichende Bewertung kom-
me nur dann in Frage, wenn ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt 
werde. 
 

 

Änderungskündigung bei Vorhandensein eines anderen Arbeitsplatzes 

Wenn eine betriebliche Aufgabe wegfällt, kann der Arbeitgeber gegenüber 
dem Stelleninhaber eine betriebsbedingte Änderungskündigung ausspre-
chen. Dies ist eine Kündigung des bisherigen Arbeitsverhältnisses ver-
bunden mit dem Angebot zur Eingehung eines neuen Arbeitsverhältnisses 
zu geänderten Bedingungen, also z. B. mit neuen Aufgaben und geänder-
ter Vergütung. 

Eine solche Kündigung muss sich ggf. an den Vorschriften des Kündi-
gungsschutzes messen lassen. Dabei verlangt der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit vom Arbeitgeber, dass er im Fall des Vorhandenseins ande-
rer freier Arbeitsplätze im Unternehmen diese dem Arbeitnehmer anbietet. 
Bestehen mehrere geeignete Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten, hat der 
Arbeitgeber denjenigen Arbeitsplatz anzubieten, dessen Arbeitsbedingun-
gen sich am wenigsten von den bisherigen Verhältnissen entfernen. 

Gemessen an diesem Maßstab verwarf das Landesarbeitsgericht Meck-
lenburg Vorpommern die von einem Verein seinem früheren Qualitätsma-
nagementbeauftragten gegenüber ausgesprochene Änderungskündigung. 
Der Verein hatte ihm die Stelle einer Pflegefachkraft angeboten. Das 
Gericht stellte aber fest, es habe mehrere, dem Mitarbeiter nicht angebo-
tene freie Arbeitsplätze gegeben, die das bisherige Arbeitsverhältnis in 
geringerem Maße verändert hätten. Die Kündigung war deshalb unwirk-
sam. 

Zuordnung einer teilweise betrieblich genutzten Doppe lgarage zum 
gewillkürten Betriebsvermögen 

Bei der Zuordnung zum Betriebsvermögen ist bei selbstständigen 
Gebäudeteilen auf den Raum als Ganzes abzustellen. 

Ein Einzelunternehmer, der seinen Gewinn durch Bestandsvergleich 
ermittelte, nutzte die Hälfte der zu seinem eigengenutzten Einfamilienhaus 
gehörenden Doppelgarage für seinen Betriebs-Pkw. Das Finanzamt ging 
hier von notwendigem Betriebsvermögen aus und erfasste nach einer 
Betriebsprüfung einen Entnahmegewinn, nachdem der  Betriebsinhaber 
das Einfamilienhaus auf seine Ehefrau übertragen hatte. 

 

 

Der Bundesfinanzhof teilt diese Auffassung nicht. Wird ein einheitliches 
Gebäude teils eigenbetrieblich, teils fremdgewerblich, teils durch Ver-
mietung zu fremden Wohnzwecken oder teils zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt, bilden die verschiedenen Gebäudeteile bilanzsteuerrechtlich 
jeweils selbstständige Wirtschaftsgüter und sind somit auch gesondert zu 
behandeln. Bei betrieblich oder teilweise betrieblich genutzten 
Gebäudeteilen kann es sich um notwendiges oder gewillkürtes 
Betriebsvermögen handeln. Die Zuordnung kommt jedoch nur für ganze 
Räume in Betracht. 

Da höchstens die Hälfte der Doppelgarage betrieblich genutzt wurde, lag 
kein notwendiges Betriebsvermögen vor. Für eine Zuordnung zum 
gewillkürten Betriebsvermögen fehlte es an der erforderlichen eindeutigen 
betrieblichen Widmung. 

Keine unterschiedlichen Steuersätze bei einheitlicher Leistung 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat bestätigt, dass bei einer 
einheitlichen Leistung nur ein einziger Umsatzsteuersatz zur Anwendung 
kommt. Maßgeblich ist der Steuersatz, der für die Hauptleistung anzu-
wenden ist. Dies gilt auch dann, wenn das Entgelt für die Hauptleistung 
und die Nebenleistung bestimmt werden können. Liegen hingegen 
getrennte Leistungen vor, ist auf jede Leistung der für sie geltende 
Umsatzsteuersatz anzuwenden, auch wenn ein Gesamtpreis vereinbart 
wurde. 

Eine einheitliche Leistung liegt vor, wenn zwei oder mehr Einzelleistungen 
oder Handlungen eines Unternehmers für den Kunden so eng miteinander 
verbunden sind, dass sie objektiv eine einzige untrennbare wirtschaftliche 
Leistung bilden, deren Aufspaltung wirklichkeitsfremd wäre. 

Eine einheitliche Leistung liegt auch dann vor, wenn ein oder mehrere 
Teile als Hauptleistung, andere Teile aber als Nebenleistungen anzusehen 
sind, die das steuerliche Schicksal der Hauptleistung teilen. Eine Leistung 
ist  als Nebenleistung anzusehen, wenn sie für den Kunden keinen eigenen 
Zweck, sondern lediglich das Mittel darstellt, um die Hauptleistung unter 
optimalen Bedingungen in Anspruch zu nehmen. 

Im entschiedenen Fall ermöglichte die Gesellschaft eines Mehrzweckge-
bäudekomplexes – bestehend aus einem Stadion mit den dazugehörigen 
Einrichtungen –, das Stadion im Rahmen von entgeltlichen Besichtigungs-
touren zu besuchen und hierbei auch das im Komplex befindliche Muse-
um zu besichtigen. In diesem Fall lagen eine Haupt- und eine Nebenleis-
tung vor. Als einheitliche Leistung war diese einem einheitlichen Steuer-
satz zu unterwerfen. 

Hälft iges Miteigentum an außerhäuslichem Arbeitszimmer 

Ein Ehepaar kaufte zwei Wohnungen in einem Mehrfamilienhaus, die dann 
jeweils im hälftigen Miteigentum der Ehepartner standen. Dafür nahm das 
Ehepaar gemeinsam ein Darlehn auf. Zins und Tilgung zahlten sie von 
ihrem gemeinsamen Konto. Eine der Wohnungen nutzte die Ehefrau als 
steuerlich anerkanntes außerhäusliches Arbeitszimmer. 

Das Finanzamt berücksichtigte die nutzungsabhängigen Kosten wie 
Energie- und Wasserkosten in voller Höhe als Werbungskosten, während 
es Abschreibung und Schuldzinsen nur zur Hälfte zum Abzug zuließ. 

 

 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
II. Quartal 2018: 
 

Keine doppelte Haushaltsführung bei Hauptwohnung am Beschäfti-
gungsort 

Eine steuerlich anzuerkennende doppelte Haushaltsführung liegt nicht vor, 
wenn die Hauptwohnung am Beschäftigungsort liegt und die Arbeitsstätte 
von der Hauptwohnung in zumutbarer Weise täglich erreicht werden 
kann. Dabei ist der Begriff des Beschäftigungsorts weit auszulegen. Er 
beschränkt sich nicht auf eine politische Gemeinde. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs liegt eine Wohnung noch am 
Beschäftigungsort, wenn der Arbeitnehmer seine Arbeitsstätte in etwa 
einer Stunde aufsuchen kann. Aufwendungen für eine Zweitwohnung, die 
angemietet wurde, um die Arbeitsstelle noch besser und schneller zu 
erreichen, können in diesem Fall nicht als Werbungskosten abgezogen 
werden. Die Fahrzeit ist aber nicht der alleinige Maßstab. Bei der Prüfung 
der Zumutbarkeit sind immer die Umstände des Einzelfalls zu berücksich-
tigen. 

Schenkungsteuer bei verdeckter Gewinnausschüttung an dem 
Gesellschafter nahestehende Personen 

Überhöhte Entgelte, die eine GmbH an eine ihrem Gesellschafter nahe-
stehende Person zahlt und an deren vertraglicher Grundlage der Gesell-
schafter mitgewirkt hat, sind keine Schenkung der GmbH. Es kann sich 
aber ggf. um eine Schenkung des Gesellschafters handeln. Das hat der 
Bundesfinanzhof in Änderung seiner Rechtsprechung entschieden. 

Dadurch, dass der Gesellschafter bei dem Vertrag mitwirkt, verschafft er 
der ihm nahestehenden Person einen Vermögensvorteil. Er verfügt über 
seinen künftigen Anspruch auf Ausschüttung des Gewinns, indem er 
durch die überhöhte Zahlung das künftige Ausschüttungsvolumen der 
GmbH zu seinen Lasten mindert. Im Rahmen eines abgekürzten Zah-
lungswegs ermächtigt er die GmbH, die Zahlung direkt an die naheste-
hende Person zu leisten. 

Im Verhältnis zwischen GmbH und Gesellschafter liegt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung vor. 

Besteuerung der unentgeltlichen Überlassung eines Dienstwagens an 
Gesellschafter-Geschäftsführer 

Die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung eines Dienstwagens durch 
den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer für dessen Privatnutzung führt zu 
einem steuerpflichtigen geldwerten Vorteil. Ob und in welchem Umfang 
der Arbeitnehmer den Pkw tatsächlich privat nutzt, spielt hierfür grund-
sätzlich keine Rolle. Das gilt auch für angestellte Gesellschafter-
Geschäftsführer. 

Im Rahmen einer Lohnsteueraußenprüfung hatte das Finanzamt festge-
stellt, dass eine GmbH für ihre beiden Gesellschafter-Geschäftsführer den 
geldwerten Vorteil nach eigenem Ermessen ermittelt und der Lohnsteuer 
unterworfen hatte. Dies wurde damit  begründet, dass die Fahrzeuge nur 
unregelmäßig privat genutzt würden und darüber hinaus auch private 
Kraftfahrzeuge zur Verfügung stünden. 

 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Bei 
gemeinschaftlichem Erwerb einer Wohnung ist davon auszugehen, dass 
jeder Miteigentümer die Anschaffungskosten entsprechend seinem Mitei-
gentumsanteil getragen hat. Grundstücksorientierte Kosten wie Abschrei-
bung, Grundsteuern, Versicherungen und Schuldzinsen können daher nur 
entsprechend den Miteigentumsanteilen zu Werbungskosten führen. 

Bewertung des privaten Nutzungswerts von Importfahrzeugen 

Wird der private Nutzungswert eines mehrheitlich betrieblich genutzten 
Kraftfahrzeugs nach der 1 %-Methode ermittelt, ist dessen inländischer 
Bruttolistenpreis zugrunde zu legen. Bei Importfahrzeugen, für die es 
keine inländischen Bruttolistenpreise gibt, ist nach einem Urteil des Bun-
desfinanzhofs wie folgt vorzugehen: 

Ist das Fahrzeug mit einem bau- und typengleichen inländischen Fahrzeug 
vergleichbar, ist dessen Bruttolistenpreis anzusetzen. Andernfalls kann 
man sich an den inländischen Endverkaufspreisen freier Importeure orien-
tieren. Im entschiedenen Fall wurde der tatsächlich in Rechnung gestellte 
Bruttopreis zugrunde gelegt. 

Ein ausländischer Listenpreis kann nicht angesetzt werden. Dieser spie-
gelt nicht die Preisempfehlung des Herstellers wider, die für den inländi-
schen Neuwagenmarkt gilt. 

Krankenversicherungsbeiträge nur für eine Basisabsicherung abzieh-
bar 

Beiträge zu Krankenversicherungen sind als Sonderausgaben abziehbar, 
soweit diese zur Erlangung eines sozialhilfegleichen Versorgungsniveaus 
erforderlich sind. Entscheidendes Kriterium ist die Erforderlichkeit der 
Beiträge. Beiträge zur doppelten oder mehrfachen Absicherung des 
verfassungsrechtlich gebotenen Versorgungsniveaus sind nicht erforder-
lich, da die Basisversorgung bereits durch eine Krankenversicherung 
gewährleistet ist. 

Der Bundesfinanzhof hat deshalb entschieden, dass die Zahlung von 
Pflichtbeiträgen zur Basisabsicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung den Abzug ebenfalls gezahlter Basisversicherungsbeiträge zur 
privaten Krankenversicherung als Sonderausgaben oder als außerge-
wöhnliche Belastung ausschließt. 

Die Beiträge sind nur im Rahmen der für Vorsorgeaufwendungen vorge-
sehenen Höchstgrenze nach einer Günstigerprüfung abzugsfähig. 

 

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 



 
 
 

 

 

Erhöhte Absetzung für eine Eigentumswohnung 

Die Erwerber eines Penthouses machten nach dessen Fertigstellung 
Sonderabschreibungen geltend. Die Wohnung war vollständig auf ein 
vorhandenes denkmalgeschütztes Gebäude eines Mehrfamilienhauses 
aufgebaut worden. Obwohl die Eigentümer eine entsprechende Beschei-
nigung der zuständigen Gemeindebehörde vorlegten, lehnte das Finanz-
amt die Inanspruchnahme der erhöhten Absetzung mit der Begründung 
ab, es handele sich hier um einen Neubau. 

Der Bundesfinanzhof machte deutlich, dass allein eine solche Bescheini-
gung maßgebend für die Inanspruchnahme erhöhter Absetzungen ist. Das 
Finanzamt hat diese im Besteuerungsverfahren ohne weitere Rechtmäßig-
keitsprüfung zugrunde zu legen, es sei denn, die Bescheinigung wäre 
nichtig und deshalb unwirksam. Dies traf in dem geschilderten Fall nicht 
zu, sodass die Sonderabschreibung zu Recht in Anspruch genommen 
wurde. 

Abzug nachträglicher Schuldzinsen bei Vermietungseinkünften 

Fallen nach der Veräußerung eines Vermietungsobjekts hierfür noch 
Schuldzinsen an, können sie steuerlich insoweit noch als Werbungskosten 
geltend gemacht werden, als der Verkaufspreis nicht zur Darlehnstilgung 
ausreicht. Wird das Darlehn aber nicht zurückgezahlt, weil hierfür bspw. 
hohe Vorfälligkeitsentschädigungen anfallen, sind die Schuldzinsen auch 
dann nicht abzugsfähig, wenn der Steuerpflichtige behauptet, vom Ver-
kaufspreis ein anderes Vermietungsobjekt kaufen zu wollen. Allein die 
Absicht genügt nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs nicht. Die angeb-
liche Investitionsabsicht in ein noch zu erwerbendes und nicht bestimmtes 
Vermietungsobjekt reicht nicht aus, um den notwendigen wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit den Einkünften aus Vermietungstätigkeit zu begrün-
den. 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 

Schüler können in den Ferien im Rahmen eines kurzfristigen Beschäfti-
gungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversiche-
rungspflichtig zu werden. Voraussetzung dafür ist, dass die Dauer des 
Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von mindestens fünf Tagen höchstens 
drei Monate beträgt. 

Bei einer Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen gesamt 70 Arbeitstage 
nicht überschritten werden. 

Eine geringfügige Beschäftigung liegt jedoch nicht mehr vor, wenn diese 
berufsmäßig ausgeübt wird und das Arbeitsentgelt 450 EUR im Monat 
übersteigt. 

Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kurzen Zeitraum 
hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis zu 450 EUR im Monat 
gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. Minijobs anzuwenden. 

Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 5. Juli 
bis 17. August 2018 montags bis freitags in einer Firma und erhält  dafür ein 
Entgelt von insgesamt 1.000 EUR. Es entsteht keine Sozialversicherungs-
pflicht, weil er nicht mehr als drei Monate arbeitet. Am 1. Oktober 2018 
vereinbaren sie, dass Paul fortan für monatlich 450 EUR weiterarbeitet. Ab 
diesem Tag hat der Arbeitgeber pauschale Sozialversicherungsabgaben, 
Pauschalsteuer und Umlagen an die Minijob-Zentrale der Bundesknapp-
schaft zu entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur Renten-
versicherung einbehalten, sofern Paul keine Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht beantragt. 

Hinweis: Wegen weiterer zu beachtender Vorschriften (z. B. Gesetz zur 
Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Abstimmung mit dem Steuerbe-
rater erfolgen. 

Musikschullehrerin kann freie Mitarbeiterin sein 

Über den arbeitsrechtlichen Status einer Musikschullehrerin, d. h. über die 
Frage, ob sie Arbeitnehmerin oder freie Mitarbeiterin war, hatte das Bun-
desarbeitsgericht zu entscheiden. Die Lehrerin hatte auf Feststellung des 
Bestehens eines Arbeitsverhältnisses geklagt. Das Gericht sah sie jedoch 
als freie Mitarbeiterin an. 

Anders als im Falle allgemeinbildender Schulen, wo die Lehrkräfte in aller 
Regel als Arbeitnehmer einzustufen seien, sind Musikschullehrer nur dann 
als Arbeitnehmer anzusehen, wenn die Vertragsparteien dies vereinbart 
haben oder im Einzelfall Umstände hinzutreten, die auf den für das Beste-
hen eines Arbeitsverhältnisses erforderlichen Grad persönlicher Abhängig-
keit schließen lassen. Als solche Umstände kommen das Recht des 
Schulträgers, die zeitliche Lage der Unterrichtsstunden einseitig zu 
bestimmen, den Unterrichtsgegenstand oder Art und Ausmaß der Neben-
arbeiten einseitig festzulegen, eine intensivere Kontrolle nicht nur des 
jeweiligen Leistungsstands der Schüler, sondern auch des Unterrichts 
selbst oder die Inanspruchnahme sonstiger Weisungsrechte in Betracht. 

Daran fehlte es jedoch im vorliegenden Fall. Ein Honorarvertrag bezeichnete 
die Klägerin als freie Mitarbeiterin. Er räumte der Musikschule keinerlei 
Weisungsrechte ein. Im Einzelunterricht konnte die Klägerin die Termine frei 
vereinbaren. Ausgefallene Stunden waren nachzuholen. Das alles sprach 
für ein freies Mitarbeiterverhältnis. 

 
Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 
 
J. Hollstein   M. Turko  R. Haever  F. Güntzler 
 

J.-K. Vietor T. Kumpe    M. Engel 
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